
Doppelhaushalt 2014/2015 im Landtag

dbb rheinland-pfalz warnt  
vor Kaputtsparen
Landesvorsitzende Lilli Lenz:  
Landesregierung verspielt Chance zum Kurswechsel

Als Unterstützer von Muster-
klagen gegen die landesrechtli-
che „5 x 1 %“-Deckelung von 
Besoldungs- und Versorgungs-
anpassungen kritisierte der 
dbb rheinland-pfalz Anfang 
Oktober erneut den harten 
Sparkurs im öffentlichen 
Dienst, den die Landesregie-
rung eingeschlagen hat.

dbb Landeschefin Lilli Lenz: 
„Insbesondere die Beamten 
und Versorgungsempfänger 
im Landes- und Kommunal-
dienst sollen auf der Basis der 
rot-grünen Koalitionsverein
barung weiterhin bluten und 
einen Hauptteil der Konsolidie-
rung tragen. Insgesamt geht 
das deutlich an die Substanz. 
Wir warnen vor einem Ka-
puttsparen des öffentlichen 
Dienstes und fordern eine 

sofortige Abkehr von solchen 
Sonderopfern.“

Am Doppelhaushaltsentwurf 
sei ablesbar, so Lilli Lenz, dass 
die Landesregierung stoisch 
etwa an der bereits seit 2012 
wirksamen „5 x 1 %“-Decke-
lung bis 2016 festhalten wolle. 
Diese fünf inflationsbereinig-
ten Minusrunden in Folge be-
gegneten verfassungsrechtli-
chen Bedenken und trotzdem 
steuere die Landesregierung 
nicht um.

Lilli Lenz: „Vorherrschende Be-
gründung für den Sparzugriff 
auf die Personalausgaben ist 
die Höhe der Personalausga-
benquote im Haushalt. Das ist 
schon im Ansatz falsch. Perso-
nalausgabenquoten dürfen 
ruhig hoch sein, denn gute  

und notwendige öffentliche 
Dienstleistung hat ihren  
Preis. Die verfassungsmäßi- 
gen Aufgaben des Staates 
müssen eben erledigt wer- 
den. Andernfalls droht Schiff-
bruch. Die Landesregierung 
sollte die Chance nutzen und 
Mittel für eine Kursänderung 
einplanen.“

Zum ebenfalls im Haushalt 
fortgeschriebenen Personal
abbau sagte die dbb Landes-
vorsitzende, dass dies kein 
Allheilmittel zur Rettung des 
Landeshaushalts darstelle. 
Stetige Aufgabensteigerung 
vertrage sich nicht mit Perso-
nalabbau. Ständige Arbeitsver-
dichtung belaste und frustriere 
das Personal, das vermehrt 
eine höhere Wertschätzung 
fordere.

Lilli Lenz: „Bei Wahlen ist das 
Personal des öffentlichen 
Dienstes eine stimmstarke  
und deshalb gern gesehene 
Wählergruppe. Die Bundes-
tagswahl hat gezeigt, dass 
diese Gruppe genau prüft, 
wofür sie stimmt. Auch unter 
diesem Aspekt sollte die Lan-
desregierung ihre politische 
Navigation verbessern.“

Der am 1. Oktober 2013 in den 
Landtag eingebrachte Doppel-
haushaltsentwurf 2014/2015 
weist einen mittleren dreistel-
ligen Millionenbetrag aus, der 
auf dem Rücken des Personals 
im öffentlichen Dienst einge-
fahren werden soll.�

<< Lilli Lenz,  
dbb Landesvorsitzende
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Einwurf
(mh) Mit Blick auf den Doppel-
haushaltsentwurf:

Geld, dass man nicht hat, kann 
man nicht ausgeben. Dieser 
Binsenweisheit lässt sich durch 
„Haushalten auf Pump“ zwar 
die Konturschärfe nehmen, ob 
nun im privaten oder öffentli-
chen Haushalt. Aber richtig 
und nachvollziehbar bleibt, 

dass man auf der Ausgabensei-
te genau prüfen sollte, was ei-
nem wichtig ist, wofür also zu-
erst und vornehmlich Geld 
hergegeben werden soll.

Soll der glänzend gewienerte 
Neuwagen die Nachbarn be-
eindrucken, dann muss kehr-
seitig daheim die Suppe auf 
dem Tisch dünner ausfallen 

und die Heizung wird runter-
geregelt ... Merkt ja keiner ...

Aber ist so eine Prioritäten
setzung sinnvoll? 
Prestige vor Grundbedürfnis?

Anders: Was ist von einem 
schuldengebeutelten Land zu 
halten, das sich große freiwilli-
ge Aufgaben auflastet, dafür 

ziemlich viel berappen muss 
und gleichzeitig bei der Bezah-
lung der Pflichtaufgaben 
knappst?

Keine leichte Frage, denn es 
gibt widerstreitende Interes-
sen und es geht ums Geld, das 
entweder hier oder dort ist, 
aber nicht im Überfluss und 
überall.
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öffentlichen Dienst 
in Rheinland-Pfalz



Bei den Beamten und Versor-
gungsempfängern werden an-
gesichts des „5 x 1 %“-Besol-
dungsdiktats zwischenzeitlich 
mehr kritische Stimmen etwa 
zur „kostenfreien rheinland-
pfälzischen Bildungskette“ 
laut, die sich finanziell besser 
gestellte Bundesländer nicht 
entsprechend leisten. 

Unter anderem für dieses frei-
willige rot-grüne Top-Angebot 
müssen auch Besoldung und 
Versorgung konsolidierend 
herhalten, so die landläufige 
Ansicht.

„Auf unsere Kosten geht das 
Land in die Vollen“, ist zu hören 
von betroffenen Beamten, von 

Anmerkungen zu Freizeitpark-
förderungen ganz zu schwei-
gen.

Passierte das in der Privatwirt-
schaft etwa bei einem Groß-
unternehmen, wären Landes-
regierung und -politik sofort 
und energisch zur Stelle und 
forderten werbewirksam die 

gerechte Teilhabe der belas
teten Arbeitnehmer an der all-
gemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung. 

Bei den „eigenen Leuten“ im 
Staatsdienst gibt es diesen 
Reflex nicht. Und das ist dann 
gerecht, oder wie?�

„5 x 1 %“-Deckelung bei Besoldung und Versorgung

Haltung des Städtetages Rheinland-Pfalz
Erinnerung an die „Koblenzer Erklärung“ von 2011

Nach wir vor ist die „5 x 1 %“- 
Deckelung von Besoldungs- 
und Versorgungsanpassungen 
2012 bis 2016 im Landes- und 
Kommunaldienst in Rheinland-
Pfalz das Aufregerthema bei 
den Betroffenen.

Insgesamt zwölf Verfahren mit 
Mustercharakter laufen zurzeit 
gegen das entscheidende Erste 
Dienstrechtsänderungsgesetz 
zur Verbesserung der Haus-
haltsfinanzierung vom 20. De-
zember 2011, und es ist klar, 
was die Beamten und Versor-
gungsempfänger von dem Ge-
setz halten. Der Doppelhaus-
haltsentwurf 2014/2015 zeigt, 
dass die Deckelung das Haupt-
pfund der Konsolidierungs-
maßnahmen bildet. Die Lan-
desregierung sieht sich in der 
Gewinnerposition, was die 
Prozesse angeht.

Doch wie haben sich die kom-
munalen Dienstherren positio-
niert? 

<< Position der kommu­
nalen Dienstherren

Am Beispiel des Städtetages 
Rheinland-Pfalz zeigt sich, dass 
die kommunale „Arbeitgeber-
seite“ gar nicht begeistert war 
und ist von dem strittigen Ge-
setz und seinen Auswirkungen.

In der Koblenzer Erklärung, ei-
nem Beschluss der Mitglieder-

versammlung des Städtetages 
vom 23. September 2011, heißt 
es – genau abgezielt auf das 
damalige Gesetzgebungsver-
fahren – unter dem Titel „Zu-
kunftsfähigkeit der Kommu-
nen wieder herstellen!“ bei 
Punkt 3 „Handlungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit der 
Kommunalverwaltungen ge-
währleisten“ und weiter „Die 
im Koalitionsvertrag festge-
schriebene Absicht, das finanzi-
elle Dienstrecht der Beamten 
deutlich zu verschlechtern und 
die dazu schon eingeleiteten 
Umsetzungsmaßnahmen sind 
zu revidieren. Die geplanten 
Einsparungen im finanziellen 
Dienstrecht erscheinen nur 
vordergründig als Maßnah-
men, die auch im Interesse der 
kommunalen Dienstherren lie-
gen müssten. Diese Bewertung 
ignorierte aber die Tatsache, 
dass bereits jetzt viele Kom
munen Schwierigkeiten haben, 

Beamtenstellen mit den not-
wendigen qualifizierten Be
werbern besetzen zu können. 
Oftmals kann der Wettbewerb 
mit anderen Arbeitgebern 
(auch öffentlich-rechtlichen in 
anderen, benachbarten Bun-
desländern) nicht mehr gewon-
nen werden. Bei dem sich be-
reits konkretisierenden und für 
die Zukunft verschärfenden 
Arbeitnehmermarkt für qualifi-
ziertes Personal wird dies dazu 
führen, dass die Städte, Kreise 
und Gemeinden für die von 
ihnen zu erfüllenden, immer 
komplexeren Aufgaben nicht 
mehr das notwendige Personal 
gewinnen können. Die vorgese-
hene Begrenzung des Anstiegs 
der Beamtengehälter für die 
gesamte Legislaturperiode be-
deutet eine Abkoppelung der 
Beamtenbesoldung von der 
tatsächlichen Lohn- und Kos-
tenentwicklung in der Gesell-
schaft (auch im Verhältnis zum 

Tarifbereich des öffentlichen 
Dienstes). Die bereits vorhan-
denen Verwerfungen in den 
Rathäusern durch das schon 
erfolgte Auseinanderdriften 
der Einkommensentwicklung 
im Tarifbereich und in der Be-
amtenbesoldung werden dabei 
offensichtlich bewusst igno-
riert. Eine Fortführung dieser 
Entwicklung liegt nicht im Inte-
resse der kommunalen Dienst-
herren. Sie sind darauf ange-
wiesen, im Interesse ihrer 
Bürgerschaft auch in Zukunft 
das notwendige qualifizierte 
Personal gewinnen und be-
schäftigen zu können. Jeder 
verantwortungsbewusste 
Dienstherr ist zur Gerechtig- 
keit gegenüber seinen Beam-
ten verpflichtet, auch bei der 
Besoldung. Die Städte als 
Dienstherren bekennen sich 
ausdrücklich zu ihrer beamten-
rechtlichen Fürsorgepflicht und 
dem Anspruch ihrer Beamten 
auf angemessene Bezahlung. 
Eine Personalkostensenkung 
kann nur durch einen Aufga-
benabbau bewirkt werden, 
nicht aber durch eine schlech-
tere Bezahlung der tätigen 
Bediensteten.“

Für die ArbeitGEBERseite klare 
und erstaunlich nah an der 
gewerkschaftlichen Position 
liegende, nach wie vor gültige 
Worte, von denen sich das 
Land eine dicke Scheibe ab-
schneiden müsste ...�
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Abschlüsse an der Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie

Anrechnung auf Fortbildungsqualifizierung?
Fachspezifität entscheidend

In letzter Zeit mehren sich im 
Organisationsbereich des Lan-
des- und Kommunaldienstes 
Fragen nach der Anrechenbar-
keit von Abschlüssen bezie-
hungsweise von Fortbildungs-
modulen an der Verwaltungs-  
und Wirtschaftsakademie 
(VWA) Rheinland-Pfalz auf die 
beamtenrechtliche Fortbil-
dungsqualifizierung im Sinne 
des § 21 Abs. 3 Nr. 2 Landes
beamtengesetz. Insbesondere 
Angehörige der zweiten Ein-
stiegsamtsebene fragen bei 
ihren Mitgliedsgewerkschaf-
ten nach, ob ein Diplom der 
VWA die Fortbildungsqualifi-
zierung zur Beförderung nach 
Besoldungsgruppe A 10 erset-
zen könne beziehungsweise ob 
ein Diplom zur Laufbahn in der 
dritten Einstiegsamtsebene 
berechtige.

Dazu ist festzuhalten, dass 
nach derzeitigem beamten- 
und laufbahnrechtlichen  
Stand („externe“) Fortbildun-
gen nicht auf die sogenannte 

Sockelqualifizierung als un
bedingtem Pflichtbestandteil 
der Fortbildungsqualifizierung 
anrechenbar sind. Anders ver-
hält es sich mit dem VWA-Ab-
schluss und Einzelmodulen ei-
nes VWA-Studiums in Bezug 
auf die rein fachrichtungsspezi-
fischen Bestandteile der Fort-
bildungsqualifizierung:

Die Systeme der Fortbildungs-
qualifizierung lassen auf der 
Grundlage des § 29 Abs. 2 Satz 
3 der allgemeinen Laufbahn-
verordnung die Anrechnung 
von Fachfortbildungen zu, so-
weit diese nach der geplanten 
Verwendung des Qualifizie-
rungsteilnehmers bedarfsge-
recht und geeignet sind (abzu-
lesen etwa am „Pilot“-System 
„Verwaltung“ im Geschäftsbe-
reich des Ministeriums des In-
nern, für Sport und Infrastruk-
tur, Gliederungspunkt A.2.1b in 
Verbindung mit Gliederungs-
punkt A.3.3). Der zuständige 
Unterausschuss des Landes-
personalausschusses hat 

bezüglich der VWA-Abschlüsse 
in seiner Sitzung am 6. Juni 
2012 entschieden, dass diese 
im Rahmen der nachzuweisen-
den fachspezifischen Fortbil-
dungen angerechnet werden 
können.

Daraus folgt, dass auch be-
darfsgerechte und geeignete 
VWA-Einzelmodule anrechen-
bar sind. Das Gremium hat 
damit den qualitativ wie 
quantitativ vergleichsweise 
hohen Anspruch der VWA-
Fachfortbildung gesehen.  
Eine Ersetzung der Fortbil-
dungsqualifizierung durch 
einen VWA-Abschluss gibt  
es allerdings nicht. Da die 
Diplomprüfung zum Betriebs-
wirt (VWA) beziehungsweise 
Informatik-Betriebswirt 
(VWA) als „Grundstock“ ein 
Anschlussstudium zum Bache-
lor of Arts (an der VWA) oder 
ein Bachelor- beziehungswei-
se Masterstudium an koope-
rierenden Hochschulen erst 
ermöglicht, ist grundsätzlich 

keine Gleichwertigkeit des 
Diploms mit einem Bachelor-
grad gegeben. Einen Auto
matismus zum Zugang zur 
dritten Einstiegsamtsebene 
gibt es somit nicht.

Im Zusammenhang ist auf  
die neu gefasste Verwaltungs-
vorschrift über das Studium  
an den Verwaltungs- und 
Wirtschaftsakademien (MinBl. 
2013, Seite 322) hinzuweisen. 
Gemeinsam mit der Kommu
nalgewerkschaft komba 
rheinland-pfalz hatte der dbb 
Landesbund im Beteiligungs-
verwahren hierzu gefordert, 
dass die bisherige Verpflich-
tung zur Verwendung von ver-
beamteten VWA-Absolventen 
in höher bewerteten Aufga-
bengebieten unter der Bedin-
gung der jeweiligen organisa-
torischen beziehungsweise 
haushaltsrechtlichen Mög
lichkeiten nicht aus dem Vor-
schriftstext getilgt wird. Dem 
ist das Ministerium bei der 
Neufassung gefolgt.�

Bundestagswahl

So wurde im Land gewählt
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8. dbb Medienkonferenz

Lilli Lenz als Diskutantin dabei
Thema: Gremienarbeit in den Sendern

Mit einem deutlichen Bekennt-
nis zum öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk eröffnete der dbb 
Bundesvorsitzende Klaus Dau-
derstädt am 9. Oktober 2013 
im dbb forum Berlin die achte 
dbb Medienkonferenz unter 
der Überschrift „Öffentlich-
rechtliche Perspektiven/Chan-
cen und Probleme“.

Dabei beleuchtete er auch  
das deutsche System der 
Rundfunkbeitragspflicht und 
stellte fest: „Der zur Beitrags-
zahlung gezwungene Bürger 
kann vom öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk mehr erwar- 
ten als von den privaten An-
bietern: mehr Qualität, aber 
auch mehr Transparenz und 
Kosteneffizienz.“ 

Schwerpunkt der Konferenz 
war die Rolle der Aufsichtsgre-

mien der Rundfunkanstalten. 
In den Gremien ist der dbb  
wie andere gesellschaftliche 
Gruppen vertreten und seine 
Vertreterinnen und Vertreter 
entscheiden dort mit über Me-
dienpolitik, Programmgestal-
tung, Personalien und Haus-
haltsfragen.  

Im Rahmen der Konferenz 
wurde darüber hinaus nach 
Umfang und Inhalt der öffent-
lich-rechtlichen Voll- oder 
Grundversorgung gefragt, 
nach mehr Attraktivität von 
ARD und ZDF für jüngeres Pub-
likum und nach der Trimediali-
tät der Öffentlich-Rechtlichen. 
In ihrem Impulsvortrag ging 
die Intendantin des MDR, Prof. 
Dr. Karola Wille, aktuellen Auf-
gaben und künftigen Zielen 
des Senders unter dem Motto 
„Regional, digital, vernetzt“ 

auf den Grund. Prof. Dr. Dieter 
Dörr, Direktor des Mainzer Me-
dieninstituts, hatte seinem 
Vortrag den Titel „Grundver-
sorgung versus ‚Lückenfüllen‘ 
als Aufgabe der Öffentlich-
Rechtlichen“ gegeben. 

In der anschließenden Podi-
umsdiskussion zum Thema 
„Probleme der Gremienarbeit: 
staatsfern oder parteienbeein-
flusst?“ kamen Fritz Wolf, Au-
tor der Studie „Im öffentlichen 
Auftrag. Selbstverständnis der 
Rundfunkgremien. Politische 
Praxis und Reformvorschläge“, 
Christian Pegel, Chef der 
Staatskanzlei Mecklenburg-
Vorpommern, Dr. Jürgen 
Brautmeier, Direktor der Lan-
desanstalt für Medien Nord-
rhein-Westfalen, Andreas 
Kaczynski, stellvertretender 
Vorsitzender des rbb-Rund-

funkrates, und Lilli Lenz, Lan-
desvorsitzende des dbb rhein-
land-pfalz zu Wort. Die dbb 
Landeschefin ist Mitglied im 
Rundfunkrat des SWR und da-
durch Mitglied im Fernsehaus-
schuss und im Ausschuss Recht 
und Technik sowie im Landes-
programmausschuss Hörfunk, 
Fernsehen, Internet des Lan-
desrundfunkrates Rheinland-
Pfalz, wo sie seit Anfang 2013 
das Amt der stellvertretenden 
Vorsitzenden innehat.

An der Konferenz nahm auch 
Torsten Bach teil, stellvertre-
tender dbb Landesvorsitzender 
und Mitglied der Versamm-
lung der Landeszentrale für 
Medien und Kommunikation 
(LMK) Rheinland-Pfalz (dort: 
Mitglied im Ausschuss für 
Jugendschutz und Medien
inhalte).�

KV Bad Neuenahr-Ahrweiler

Ehrennadel für Helmut Kremer
Auszeichnung für herausragendes Engagement

Bei der jüngsten Hauptver-
sammlung des dbb Bezirksver-
bandes Koblenz-Montabaur 
verlieh der scheidende Bezirks-
vorsitzende Klaus-Peter Fink 
dem Vorsitzenden des dbb 
Kreisverbandes Bad Neuenahr-
Ahrweiler, Helmut Kremer 
(Remagen-Kripp), am 9. Sep-
tember 2013 die Ehrennadel 
des dbb rheinland-pfalz.

Die Ehrennadel wird in Aner-
kennung und Würdigung von 
herausragendem Engagement 
für den Deutschen Beamten-
bund verliehen. 

In seiner Laudatio stellte Klaus-
Peter Fink die Verdienste des 

Geehrten dar: Helmut Kremer 
leitet seit 1998 erfolgreich die 
Geschicke des Kreisverbandes 
Ahrweiler als Vorsitzender, 
vorher war er langjährig als 
stellvertretender Vorsitzender 
tätig. Daneben war er seit 
1973 Vorsitzender des Ortver-
bandes Rhein/Ahr des Deut-
schen Postverbandes, heute ist 
er Ortsverbandsvorsitzender 
Rhein/Ahr der Kommunikati-
onsgewerkschaft DPVKOM,  
die aus dem Postverband her-
vorging.

In seiner aktiven Zeit als Post-
beamter war er über 20 Jahre 
Mitglied des Personalrates, da-
von etliche Jahre als Vorsitzen-

der. Daneben ist er 
in seiner Heimatge-
meinde Kripp Mit-
glied in mehreren 
Vereinen. 

Die stellvertreten-
den Vorsitzenden 
des dbb Kreisver-
bandes, Heribert 
Stein und Stephan 
Braun, gratulierten Helmut 
Kremer und wünschten wei-
terhin, dass er auch zukünftig 
mit dem ihm eigenen Elan der 
Motor in der Verbandsarbeit 
bleiben möge.

Helmut Kremer ist Träger der 
Landesverdienstmedaille. Die 

Landesleitung des dbb rhein-
land-pfalz gratuliert auch auf 
diesem Wege zur verdienten 
Auszeichnung.

Außerdem ausgezeichnet wur-
den Hermann Josef Rössel und 
Friedrich Karl Externbrink – 
siehe nachfolgende Beiträge.�

<< Ehrennadelträger Helmut Kremer (links) und 
Hermann Josef Rössel mit dem Ehrenvorsit-
zenden des dbb Bezirksverbandes Koblenz-
Montabaur, Klaus-Peter Fink (Mitte)

Fo
to

: d
b

>
D

er
 ö

ff
en

tl
ic

he
 D

ie
ns

t 
in

 R
he

in
la

nd
-P

fa
lz

4

durchblick

> durchblick | November 2013



www.schmerz.com

Bismarckstr. 52
97980 Bad Mergentheim
Tel.: 07931 545-0
Fax: 07931 545-131
E-Mail: schmerz@schmerz.com

Schmerzklinik am Arkauwald
Fachklinik für Spezielle Schmerztherapie und
psychosomatische Schmerzerkrankungen

Kostenlose Beratungs-Hotline:

0800 7777 456

Die Schmerzklinik am Arkauwald ist auf die Behandlung chroni-
scher Schmerzzustände verschiedenster Ursachen spezialisiert.
Unsere Schwerpunkte sind unter anderem die Behandlung von
Migräne, Kopf- und Gesichtsschmerzen, Rückenschmerzen, Morbus
Sudeck und Fibromyalgie, auch mit psychischen Begleiterkrankun-
gen (Burn out, depressive Störungen, Angststörungen).

Moderne Schmerzbehandlung = multimodale Schmerztherapie

Die multimodale Schmerztherapie ist interdisziplinär, setzt verschie-
dene Strategien gleichzeitig und nicht nacheinander ein und ist indivi-
duell auf die Erfordernisse des einzelnen Patienten zugeschnitten.
Maßgeschneiderte Therapien sind der konventionellen „Behandlung
von der Stange“ überlegen. Ein erfahrenes Team aus Fachärzten,
Psychologen, Physiotherapeuten, Krankenschwestern und Gestal-
tungstherapeuten kombiniert schulmedizinische Behandlungsmetho-
den sinnvoll mit komplementären Therapien wie Naturheilverfahren
und Akupunktur.

Unser Leistungsspektrum umfasst Rehabilitationsbehandlung (ehemals
Sanatoriumsbehandlung) und Krankenhausbehandlung (im Rahmen
einer multimodalen Schmerztherapie).

Service-Paket für den Krankenhausbereich

· Unsere Preise und Leistungen entsprechen denen eines Kranken-
hauses der Maximalversorgung (z. B. Universitätsklinik).

· Vor Beginn der stationären Behandlung erstellen wir für Sie gerne
eine Kosten- und Prozedurenübersicht (Kostentransparenz).

Wir beraten Sie individuell und senden Ihnen gerne umfassende
Informationen zu. Rufen Sie uns unter unserer kostenlosen Bera-
tungs-Hotline an!

Chronische Schmerzen?
Hilfe durch multimodale
Schmerztherapie!
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BV Koblenz-Montabaur

Hermann Josef Rössel 
geehrt
Ehrennadel verliehen beim Bezirksverband

Im Rahmen der Bezirkshaupt-
versammlung verlieh der nun-
mehrige Bezirksehrenvorsitzen-
de Klaus-Peter Fink noch eine 
weitere Ehrennadel des dbb 
rheinland-pfalz für herausra-
gendes, jahrzehntelanges ge-
werkschaftliches Engagement.

Ausgezeichnet wurde Her-
mann Josef Rössel (Kreisver-
band Rhein-Hunsrück), seines 
Zeichens langjähriger Pressere-
ferent – bis 2008 - im Bezirks-
verband und seit einem Vier-
teljahrhundert Einzelmitglied 
im Deutschen Philologenver-
band.

Auch nach formaler Aufgabe 
seiner Funktion als Medienbe-

schicker im Bezirksvorstand 
blieb er am Ball und fertigte 
weitere Meldungen für die dbb 
Untergliederung. Nach wie vor 
auf Kreisebene aktiv, ist der 
Geehrte aufs Engste mit dem 
Beamtenbund verbunden.

Die Ehrennadel des dbb rhein-
landpfalz ist kein Mitglied-
schaftsemblem, sondern einzi-
ges direkt vom Landesbund 
gestiftetes Ehrenzeichen zur 
Anerkennung herausragenden 
gewerkschaftlichen Engage-
ments.

Ein Foto von der Verleihung 
der Ehrennadel an Hermann 
Rössel sehen Sie beim vorste-
henden Artikel.�

Nachruf

Friedrich K. Externbrink
Landesbund und Bezirksverband 
gedenken verdientem Ehrennadelträger
Am 27. Oktober 2013 verstarb Friedrich Karl 
Externbrink 77-jährig nach schwerer Krankheit  
in Limburg.
Vom Verband der Lehrerinnen und Lehrer an 
Wirtschaftsschulen (vlw) kommend, war der Dip-
lom-Volkswirt seit 1982 und damit über dreißig 
Jahre in diversen Funktionen Mitglied im dbb 
Kreisvorstand Westerwald, unter anderem als 
langjähriger Vorsitzender (November 1994 bis September 2009). 
Im dbb Bezirksvorstand war der Oberstudienrat i. R. seit 1987 aktiv. Seit 
2001 war der gebürtige Duisburger auch Kreisvorsitzender des Senioren-
verbandes BRH im Westerwald.
Von Mai 1974 bis 2001 war der Wirtschaftslehrer und langjährige vlw-
Ortsvorsitzende Mitglied in der Prüfungskommission der IHK Koblenz 
und wurde dafür mit der Goldenen Ehrennadel ausgezeichnet.
Friedrich Externbrink hat sich während seines gesamten Berufslebens 
und danach immer auch mit den Belangen seines Berufsstandes ausein-
andergesetzt und mit Rat und Tat unermüdlich an der Verbandsarbeit im 
Beamtenbund teilgenommen – aktiv, treu und solidarisch, nicht nur bei 
Versammlungen, sondern auch auf Demonstrationen.
Der dbb Bezirksverband Koblenz-Montabaur hat ihm dafür am 9. Sep-
tember 2013 die Ehrennadel des dbb rheinland-pfalz verliehen.
Sein jahrzehntelanges ehrenamtliches Engagement, unverzagt, mit viel 
Herzblut und Schaffenskraft war beispielhaft. Dafür gebührt Friedrich K. 
Externbrink großer, tief empfundener Dank. 
Der dbb rheinland-pfalz wird sein Andenken in Ehren bewahren und 
fühlt mit der Familie.
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BV Rheinhessen

Besichtigung der neuen  
Mainzer Synagoge
Starke Symbolik des Baus kennengelernt

Mehr als vierzig Kolleginnen 
und Kollegen folgten der 
Einladung des dbb Bezirks­
verbandes Rheinhessen zur 
Besichtigung der neuen 
Mainzer Synagoge. Die Vorsit­
zende der jüdischen Gemein­

de Mainz, Stella Schindler-
Siegreich, erläuterte am 
3. September 2013 fachkun-
dig und interessant das für 
das jüdische Leben in der 
Landeshauptstadt sehr 
wichtige Gebäude. 

Die vom Architekten Manuel 
Herz entworfene und genau 
drei Jahre zuvor 2010 einge­
weihte Synagoge hat mit ihrer 
außergewöhnlichen und zu­
gleich funktionalen Architek­
tur international große Auf­
merksamkeit erlangt.

Als Gemeindezentrum steht 
sie am Ort der alten Haupt­
synagoge in der Mainzer Neu­
stadt. Das Gebäude soll den 
liturgischen Begriff Kedushah 
(Segensspruch für „Heiligung“ 
und „Erhöhung“) reflektieren. 
Mit den fünf hebräischen 
Buchstaben des Wortes ver­
sinnbildlichte der Architekt die 
fünf Bereiche des jüdischen 

Zentrums für Gemeindeveran­
staltungen, Erwachsenenbil­
dung und Hebräischunterricht 
für schulpflichtige Kinder.

Die Synagoge beinhaltet Fest­
saal, Mikwe, koschere Küche, 
Clubraum, Kindergarten, 
Schulraum, Sozialdienst, 
Gemeindebüros, Bibliothek, 
Sitzungszimmer und Wohnun­
gen. Die jüdische Gemeinde in 
Mainz bietet ein reges kultu­
relles Programm, das auch 
Nichtjuden offensteht.

Der Besuch war von Gerd 
Kröller, Vorsitzender des dbb 
Kreisverbandes Mainz, orga­
nisiert worden. �

vlbs rheinland-pfalz

„Wir sichern Einstieg und Aufstieg!“
Rheinland-pfälzischer Berufsschultag am 20. September 2013 – 
Delegiertenversammlung bestätigt Landeschef Ulrich Brenken im Amt

Alle drei Jahre organisiert der 
Verband der Lehrerinnen und 
Lehrer an berufsbildenden 
Schulen (vlbs) Rheinland-Pfalz 
einen Berufsschultag als Fo­
rum der beruflichen Bildung.

Der diesjährige Berufsschultag 
fand am 20. September 2013 in 
Bitburg statt in Verbindung mit 
einer Delegiertenversammlung 
des Verbandes am Folgetag.

<< Festveranstaltung

Während der Festveranstal­
tung ging der vlbs-Landeschef 
Ulrich Brenken natürlich auch 
ein auf die Dienstbedingungen 
des Personals an den Schulen. 
Dabei äußerte er scharfe Kritik 

an der Besoldungsanpassung 
auf „5 x 1 %“ 2012 bis 2016. So 
würden Beamtinnen und Be­
amte von der Einkommensent­
wicklung abgehängt und dies 
nach vielen anderweitig ein­
schränkenden Maßnahmen.

„Jetzt reicht es aber“, fasste er 
die Stimmung im öffentlichen 
Landesdienst zusammen. Bei 
der geplanten Erhöhung der 
Ruhestandsaltersgrenze, im 
Rahmen derer Sonderregelun­
gen für verbeamtete Lehrerin­
nen und Lehrer getroffen wer­
den sollen, versuchte Ulrich 
Brenken sich an einem Lob für 
die Bildungsministerin Doris 
Ahnen (SPD). Er erkannte an, 
dass sie hier sicherlich regie­

rungsintern für die Lehrkräfte 
gekämpft habe. Zu einem 
„richtigen“ Lob reiche es aber 
nicht, gab er zu, denn im Paket 
mit dem jahrelangen Vorlauf, 
mit „5 x 1 %“ und mit Erfah­
rungs- statt Dienstaltersstufen 
in der Besoldung sei insgesamt 
die Grenze des Zumutbaren 
klar überschritten.

Der Landesregierung warf er 
vor, dass sie es in über 20 Jah­
ren nicht geschafft habe, mehr 
Nachwuchs für die berufsbil­
denden Schulen zu gewinnen. 
„Wir wollen eine Weiterent­
wicklung der berufsbildenden 
Schulen und keinen Rückbau“, 
schloss Ulrich Brenken unter 
großem Beifall.

<< Grußwort Lilli Lenz 

In ihrem Grußwort zur Festver­
anstaltung lobte die dbb Landes-
chefin Lilli Lenz das duale Aus­
bildungssystem in Deutschland, 
denn es sorge dafür, dass die 
Ausbildung fachlich fundiert 
sei. Handwerker und Gewerbe­
treibende starteten so gut in 
ein langes, praxisgeprägtes Be­
rufsleben, was hohen Stellen­
wert für die Gesellschaft als 
Ganzes habe. Großen, anhalten­
den Beifall erhielt sie, als sie die 
Landesregierung kritisierte, 
denn diese verteile immer mehr 
Aufgaben an den öffentlichen 
Dienst, weigere sich aber, dafür 
entsprechend zu bezahlen.
„Während der Fahrt werden 
die Bedingungen geändert“, 
kommentierte sie und nannte 
dieses Verhalten „demoralisie­
rend“ für den öffentlichen 

<< Die dbb Besuchergruppe bei der Begrüßung vor der Synagoge.

<< Die beeindruckende Fassade der Synagoge.
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Reisen

Atlantikküste-Vendée, wunder-
schöne Ferienhäuser, direkt am
Meer, pers. ausgesucht. Tel. (02684)
958223, www.vendee.de

FRANKREICH
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Dienst. Zur Einführung der Er-
fahrungsstufen und der verrin-
gerten Anrechnung von Ausbil-
dungszeiten für die Pensionen 
fasste sie mit Blick auf die Bil-
dungsministerin zusammen: 
„Sie können nicht vorne und 
hinten etwas abschneiden!“ 
Zur Sparbegründung von Rot-
Grün, dass die Personalausga-
ben mit 40 Prozent des Volu-
mens eben den größten und 
deshalb dringend zu verringern-
den Block im Landeshaushalt 
ausmachten, sagte die dbb Lan-
desvorsitzende: „Der öffentli-

che Dienst erbringt nötige und 
unverzichtbare Dienstleistung. 
Das hat seinen Preis. Wir stellen 
nichts her, wir stellen etwas 
dar, nämlich – mit Blick auf die 
Berufsschullehrkräfte – verläss-
liche Ausbildung hervorragen-
der Qualität als Grundstock für 
moderne und zukunftsorien-
tierte Wirtschaft.“

<< (Wieder-)Wahl des 
Landesvorstandes

Im Anschluss an den Berufs-
schultag fand am 21. Septem-

ber 2013 die Delegiertenver-
sammlung des vlbs rheinland- 
pfalz statt. 240 Delegierte 
wählten den neuen Landesvor-
stand, entschieden über zahl-
reiche Anträge und stellten die 
Weichen für die nächsten Jahre 
der Verbandspolitik.

Im Amt für die Amtsperiode 
2013 bis 2016 bestätigt wur-
de der bisherige vlbs-Landes-
vorsitzende Ulrich Brenken 
(Mainz). Mit dabei im Landes-
vorstand sind als stellvertre-
tende Landesvorsitzende wie-

der Heidi Bonni (Koblenz) und 
Wille Detemple (Plaidt), Ge-
schäftsführer bleibt Christoph 
Ringhoffer (Worms), Kassen-
prüfer ist Joachim Petry (Witt-
lich). Schriftführerin ist Andrea 
Wagner (Longkamp), für die 
Mitgliederzeitschrift vlbs  
aktuell zeichnet weiterhin  
Hildegard Küper (Kaiserslau-
tern) verantwortlich. Beisitzer 
sind Markus Penner (Bingen), 
Harry Wunschel (Kaiserslau-
tern), Robert Arckel (Trier)  
und Andreas Hoffmann  
(Koblenz).�

<< Der im Amt bestätigte BRH-Landeschef Hugo Wust (links) und der stell-
vertretende dbb Landesvorsitzende Friedrich Berg am 24. Oktober 2013 
in Mainz.

Seniorenverband BRH Rheinland-Pfalz

„Wir vertreten die ältere Generation“
dbb Landeschefin grüßt BRH-Landesvertretertag

Mit einem schriftlichen Gruß-
wort an die Delegierten des 
diesjährigen Landesvertreter-
tages des Seniorenverbandes 
BRH Rheinland-Pfalz im dbb 
würdigte die dbb Landeschefin 
Lilli Lenz die Rolle, die der Ver-
band nach wie vor im Land in-
nehat:

Das Motto der Veranstaltung 
– „Wir vertreten die ältere Ge-
neration“ – bezeichnete sie da-
bei angesichts der Auflösung 
des BRH auf Bundesebene als 
ein stolzes und selbstbewuss-
tes Signal an die Mitglied-
schaft, an zukünftige Einzel-
mitglieder, an die Politik, an 
die Öffentlichkeit und auch an 
die gewerkschaftliche Familie.

Obschon die Mitgliedsgewerk-
schaften und -verbände unter 
dem Dach des dbb in Anbe-
tracht des Altersaufbaus ihrer 
Einzelmitgliedschaft selbst in 
überwiegender Zahl Senioren-
vertretungen gebildet und – 
im Falle von Rheinland-Pfalz 
über den seit 2004 bestehen-
den Arbeitskreis „Seniorenpoli-
tik“ – an die Dachorganisation 
angegliedert hätten, bestehe 
dennoch Raum für eine geson-
derte und spezialisierte Orga-
nisation, die sich der starken 

und sachkundigen Vertretung 
der Interessen und Rechte der 
ehemaligen Bediensteten des 
öffentlichen Dienstes und de-
ren Angehörigen verschrieben 
habe.

Der dbb rheinland-pfalz sei 
froh und dankbar, dass der 
Seniorenverband BRH in Rhein-
land-Pfalz stabil und zukunfts-
orientiert zum Reigen seiner 
Mitgliedsverbände gehöre.

Lilli Lenz: „Damit das so blei-
ben und weiterhin erfolgreich 
praktiziert werden kann, ist 
gewerkschaftsübergreifend 
Verjüngung und Nachwuchs-
gewinnung besonders wichtig. 
Dabei sollten wir nicht darauf 
vertrauen, dass die Nadelstiche 
der Politik bei den Versorgungs- 
und Rentenbedingungen ku-
muliert zu solchen Verschlech-
terungen führen, die eine neue 
Einzelmitgliedschaft geradezu 
in unsere Richtung treibt. Viel-
mehr ist überzeugende Basis-
arbeit ,im Kleinen‘ gefragt ne-
ben dem steten Hinweis auf 
die gute und dringend erfor-
derliche Arbeit der Organisati-
on als Ganzes.“

Möglichkeiten gebe es beim 
Seniorenverband BRH sicher 

genug: Die ältere Generation 
sei immer fitter und aktiver. Es 
böten sich viele Gelegenheiten, 
um ins Gespräch zu kommen 
und Mitstreiterinnen bezie-
hungsweise Mitstreiter zu ge-
winnen, ob nun bei örtlichen 
Sitzungen, bei geselligen Ver-
anstaltungen oder Ausflügen, 
gerne auch zu einer dbb De-
monstration als tatkräftige 
Unterstützung des Dachver-
bandes.

<< Hugo Wust im Amt 
bestätigt

Dem Landesvertretertag am 
24. Oktober 2013 in Mainz über-
brachte der stellvertretende 
dbb Landesvorsitzende Fried-
rich Berg – zugleich Vorsitzen-
der des Landesbundsarbeits-
kreises Seniorenpolitik – im 
Namen des dbb rheinland-
pfalz persönlich die besten 
Wünsche. Er gratulierte auch 

dem wiedergewählten BRH 
Landeschef Hugo Wust, der 
den Seniorenverband auch in 
der neuen Amtsperiode kundig 
und souverän führen wird. Un-
terstützt wird er in der Landes-
leitung wie bisher von Klaus-
Peter Fink (1. Stellvertreter) 
und Egbert Albien (2. Stellver-
treter). Neu in der Landeslei-
tung als Schatzmeisterin und 
Frauenbeauftragte ist Dietlin-
de Dominitzki. 

Die Landesleitung des dbb 
rheinland-pfalz gratuliert und 
wünscht für die Amtszeit alles 
Gute.�
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Verwaltungsgerichte

Aktuelle Entscheidungen
<< VG Koblenz: Kein An-

spruch auf Beihilfe für 
Nahrungsergänzungs-
mittel

Ein Beamter hat keinen An-
spruch auf Beihilfe zu Aufwen-
dungen für Präparate, die blo-
ße Nahrungsergänzungsmittel 
sind oder eine ausschließlich 
diätetische Bestimmung ha-
ben (Urteil vom 25. September 
2013, Az.: 6 K 486/13.KO).

Eine beim Land beschäftigte 
Beamtin reichte bei der OFD 
Koblenz 21 Rechnungen über 
die Lieferung von Präparaten 
ein. Die Gesamtsumme mach-
te insgesamt 3.226,16 EUR aus. 
Sie bat um die Gewährung 
einer Beihilfe, was mit dem 
Hinweis abgelehnt wurde, 
Aufwendungen für Nahrungs-
ergänzungsmittel seien nicht 
beihilfefähig. 

Dagegen erhob die Beamtin 
nach erfolglosem Widerspruchs-
verfahren Klage und machte 
geltend, sie leide an einer Viel-
zahl behandlungspflichtiger Er-
krankungen insbesondere an 
Nervosität, Fibromylagie, 
Schlafstörungen, Ängsten, de-
pressiven Verstimmungen und 
Migräne. Zu deren Behandlung 
habe sie mit Erfolg verschiede-
ne Präparate eingenommen, 
was zu einer Verbesserung ih-
rer Blutwerte geführt habe. 

Die Klage wurde abgewiesen. 
Nach den einschlägigen Vor-
schriften, so die Koblenzer 

Richter, seien Aufwendungen 
für Arzneimittel nur beihilfefä-
hig, soweit sie im Rahmen einer 
Behandlung vor der Beschaffung 
durch einen Arzt oder Heil-
praktiker schriftlich verordnet 
worden seien. Dies gelte aber 
nicht für Mittel, die geeignet 
seien, Güter des täglichen Be-
darfs zu ersetzen, so insbeson-
dere Nahrungsergänzungsmit-
tel, Diätkost, ballaststoffreiche 
Kost oder glutenfreie Nahrung. 
Eine Ausnahme hiervon gebe 
es bei Vorliegen bestimmter 
Krankheitsbilder zwar für Ami-
nosäuremischungen, Eiweiß-
hydrolysate, Elementardiäten 
und Sondennahrung. 

Bei den von der Beamtin einge-
nommenen Produkten habe es 
sich aber um Stoffe gehandelt, 
die als bloße Nahrungsergän-
zungsmittel einzustufen gewe-
sen seien oder eine ausschließ-
lich diätetische Bestimmung 
gehabt hätten. 

<< VG Neustadt: 
Kein Anspruch auf Er-
stattung von Pensions-
rückstellungen für an 
die ARGE abgeordnete 
Beamte 

Die Verbandsgemeinde K. hat 
keinen Anspruch gegen den 
Landkreis K. auf Erstattung von 
Pensionsrückstellungen für Be-
amte, die bei der Arbeitsgemein-
schaft zur Grundsicherung für 
Arbeitssuchende (ARGE) einge-
setzt wurden (Urteil vom 29. Juli 
2013, Az.: 3 K 1080/12.NW).

Der Landkreis K. bildete mit 
der Bundesanstalt für Arbeit 
eine ARGE. Mit der Verbands-
gemeinde K. schloss er einen 
Personalgestellungsvertrag ab, 
in dem die Verbandsgemeinde 
sich verpflichtete, drei ihrer 
kommunalen Beamten an den 
Landkreis abzuordnen. Der 
Verbandsgemeinde sollten die 
entstehenden Personalkosten 
(gesamte Arbeitgeberkosten) 
einschließlich aller sich aus 
dem Arbeitsverhältnis erge-
benden weiteren Sachkosten 
im Rahmen der Personalkos-
tenerstattung durch die ARGE 
erstattet werden.

Die Verbandsgemeinde ist 
Pflichtmitglied der Pfälzischen 
Pensionsanstalt (PPA), die als 
Versorgungskasse die Versor-
gungsbezüge der pensionier-
ten Beamten berechnet und 
diese unmittelbar an die Be-
rechtigten auszahlt. Hierfür 
erhebt sie von ihren Mitglie-
dern eine Umlage. Ab dem 
Haushaltsjahr 2008 nahm die 
Verbandsgemeinde außerdem 
auf der Grundlage der kommu-
nalen Doppik Rückstellungen 
im Haushalt für Pensionsver-
pflichtungen gegenüber ihren 
Beamten vor.

Sie verlangte vom Landkreis die 
Erstattung dieser Pensionsrück-
stellungen für die drei abge-
ordneten Beamten. Der Land-
kreis lehnte ab mit der Begrün- 
dung, dass er selbst für die Rück-
stellungen keine Erstattung 
aus Bundesmitteln erhalte. 

Im Dezember 2012 erhob die 
Verbandsgemeinde Klage ge-
gen den Landkreis. Nach ihrem 
Verständnis seien alle Kosten, 
die im Zusammenhang mit 
dem Beschäftigungsverhältnis 
entstünden, als Personalkos-
ten anzusehen. 

Das Verwaltungsgericht Neu-
stadt wies die Klage ab. Dabei 
folgte es zwar grundsätzlich 
der Rechtsauffassung der Ver-
bandsgemeinde. Die streitigen 
Pensionsrückstellungen gehör-
ten nach Auffassung der Rich-
ter aber nicht zu den entstan-
denen Personalkosten, weil die 
Verbandsgemeinde gar nicht 
verpflichtet sei, solche Pensi-
onsrückstellungen für ihre Be-
amten zu bilden. Sie sei näm-
lich als Gemeinde mit weniger 
als 50.000 Einwohnern Pflicht-
mitglied der PPA, die den 
Versorgungslastenausgleich 
durchführe, die Versorgungs-
bezüge berechne und unmit-
telbar an die Berechtigten 
auszahle. Dass die Verbandsge-
meinde selbst für die Versor-
gungsleistungen in Anspruch 
genommen werde, sei nicht 
wahrscheinlich, weil die PPA 
als öffentlich-rechtliche Kör-
perschaft nicht zahlungsunfä-
hig werden könne. Die an die 
PPA zu zahlende Umlage für 
die drei abgeordneten Beam-
ten werde vom Landkreis über-
nommen. Damit fehle es an 
einer Vermögensbelastung der 
Klägerin, die durch Rückstel-
lungen im Haushalt abzubil-
den wäre.�
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